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Entschließung des Europäischen Parlaments zur Lage in Ungarn

(2012/2511(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die Bestimmungen der Europäischen Union zu den Grundwerten und 
Grundfreiheiten und insbesondere auf die Artikel 2, 3 und 6 des Vertrags über die 
Europäische Union und Artikel 130 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union,

– gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass das ungarische Parlament am 18. April 2011 das neue Grundgesetz 
Ungarns angenommen hat, das am 1. Januar 2012 in Kraft getreten ist; 

B. in der Erwägung, dass die Kommission Bedenken gegenüber bestimmten Aspekten 
ungarischer Rechtsvorschriften hegt, beispielsweise hinsichtlich der Unabhängigkeit der 
ungarischen Zentralbank, der Datenschutzbehörde und der Justiz; 

C. in der Erwägung, dass die Regierung Ungarns ihre Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit 
der Kommission erklärt hat;

1. betont, dass alle Bewertungen und Analysen der Kommission und des Europäischen 
Parlaments der Lage in Ungarn unbedingt auf Tatsachen beruhen und ausgewogen sein 
sollten;

2. unterstützt die Kommission darin, dass sie dafür Sorge trägt, dass die innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften Ungarns sowohl mit den Verträgen über die Europäische Union als 
auch mit den grundlegenden gemeinsamen demokratischen Werten vereinbar sind, und 
befürwortet in diesem Zusammenhang die gegenwärtige Prüfung der Lage in Ungarn 
durch die Kommission; 

3. fordert die Regierung Ungarns auf, eng und in vollem Umfang mit der Kommission als 
Hüterin der Verträge zusammenzuarbeiten, um die Situation zu klären und 
erforderlichenfalls die einschlägigen Rechtsvorschriften zu ändern;

4. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Kommission, dem Rat, den 
Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten sowie dem Präsidenten der Republik 
Ungarn zu übermitteln.


